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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Gerald Häfner, Volker Beck (Köln), Cem Özdemir und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Abgeordneten Roland Sauer 
(Stuttgart), Uta Titze-Stecher, Dr. Burkhard Hirsch und weiterer Abgeordneter 
- Drucksachen 13/6100, 13/9740 - 


Entwurf eines Gesetzes zum Schutze der Nichtraucher 
(Nichtraucherschutzgesetz - NRSG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Das Rauchen ist in Gebäuden des Bundes, der Länder 
und Kommunen, anderer Körperschaften und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts und in öffentlichen Verkehrsmitteln ver- 
boten." 

2. § 1 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Jeder Beschäftige hat einen Anspruch auf einen rauch- 
freien Arbeitsplatz, soweit die Arbeit im Raucherbereich nicht 
in der Natur der arbeitsvertraglichen Pflichten selbst liegt. Das 
Rauchen in Räumen, die als Arbeitsplatz dienen, ist nur dann 
zulässig, wenn der Nichtraucherschutz nach Maßgabe von 
§ 618 BGB durch geeignete bauliche oder organisatorische 
Maßnahmen hinreichend gewährleistet ist. " 

3. § 1 Abs. 3 wird gestrichen. 


Bonn, den 4. Februar 1998 

Gerald Häfner 
Volker Beck (Köln) 

Cem Özdemir, 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 

Im Bereich der Regelung über das Rauchen am Arbeitsplatz wird 
ausdrücklich auf ein absolutes Rauchverbot verzichtet. Damit wird 
gewährleistet, daß flexible Einzelfallabsprachen zwischen den 
Kolleginnen und Kollegen getroffen werden können, soweit dies 
gewünscht wird und möglich ist. Gleichzeitig gewährleistet der 
Verzicht auf ein generelles Rauchverbot, daß die Gestaltungs- 
möglichkeiten der Arbeitnehmervertretungen in ausreichendem 
Maße gewahrt werden, beispielsweise für den Abschluß entspre- 
chender Betriebsvereinbarungen. 

Bei der Durchsetzung des Nichtraucherschutzes am Arbeitsplatz 
hat der Arbeitnehmer einen Anspruch auf einen rauchfreien Ar- 
beitsplatz. Der Arbeitgeber hat bei der ihm obliegenden Durch- 
setzung dieses Anspruchs ein Wahlrecht. Er kann das Rauchver- 
bot generell durchsetzen, sofern dies zum Schutz von 
Nichtrauchern erforderlich ist. Er kann aber auch durch bauliche 
oder organisatorische Vorkehrungen dafür Sorge tragen, daß die 
nichtrauchenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ohne Rauch- 
belästigung ihren arbeitsvertraglichen Pflichten nachgehen kön- 
nen. Es hat sich gezeigt, daß die bestehenden gesetzlichen Rege- 
lungen wie § 5 der Gaststättenverordnung und die TA Luft in der 
Praxis nicht ausreichen, den Schutz der Nichtraucher zu gewähr- 
leisten. Die Rechtsprechung muß sich daher mit dem Rückgriff auf 
das Dienstvertragsrecht des Bürgerlichen Gesetzbuchs behelfen. 

Das Gesetz schützt die Beschäftigten dort, wo sie sich aufgrund ei- 
ner konkreten Weisung des Arbeitgebers aufhalten müssen. Hier 
besteht die Notwendigkeit, für die öffentlichen und privaten Ar- 
beitgeber eine besondere Schutzverpflichtung festzuschreiben, 
die über die bestehende öffentlich-rechtliche Fürsorgepflicht bzw. 
nebenvertragliche Schutzpflicht hinausgeht. Die vielen arbeitsge- 
richtlichen Auseinandersetzungen, die allein dem Nichtraucher 
die Last des Verfahrens aufbürden, beweisen den gesetzgeberi- 
schen Handlungsbedarf. Die deutlichen Beschränkungen von 
Raucherlaubnissen am Arbeitsplatz ist insbesondere für Büroar- 
beitsplätze und vergleichbare Arbeitsumgebungen von Bedeu- 
tung, wo auf engem Raum Raucher und Nichtraucher direkt auf- 
einandertreffen. Hier fehlen häufig klare innerbetriebliche 
Regelungen. Anders ist die Situation zumeist im Bereich der in- 
dustriellen Fertigung, wo es bereits heute regelmäßig klare Ver- 
botsregelungen gibt. Die bestehenden gesetzlichen Regelungen 
der Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) und TA Luft haben sich 
als nicht ausreichend erwiesen. Die Arbeitsstättenverordnung gilt 
nicht für alle Betriebe. Sie gilt nach § 1 zwar für die Inhaber ge- 
werblicher Betriebe und Betriebe des Handelsgewerbes, mit Aus- 
nahme des Reise-, Markt- und Verkehrsgewerbes, nicht aber für 
den öffentlichen Dienst und die privaten Arbeitgeber, die weder 
ein Handelsgewerbe noch einen Gewerbebetrieb führen. 

§ 32 ArbStättV sieht zudem lediglich vor, daß der Arbeitgeber in 
Pausen-, Bereitschafts- und Liegeräumen für geeignete Maßnah- 
men zum Schutz der Nichtraucher vor Belästigung durch Tabak- 
rauch Sorge zu tragen hat. Letztlich liegt die Festlegung der Maß- 
nahmen in seinem Ermessen. Im Ergebnis greifen auch mögliche 
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Rauchverbote nach § 16 Abs. 3 und § 5 ArbStättV zu kurz. Es be- 
darf daher einer generellen gesetzlichen Regelung für alle ge- 
werblichen und behördlichen Arbeitsplätze. Der Vorrang des Ge- 
sundheitsschutzes kann sich nicht auf einzelne Bereiche 
beschränken. 
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